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Einrichtung und Gebrauch des Ministerialblattes für die
Badische innere Verwaltung.

1. Die im Ministerialblatt für die Badische innere
Verwaltung enthaltenen Runderlasse, Mitteilungen
usw. (Bekanntgaben) erlangen mit der Veröffentlichung
für die beteiligten Dienststellen verbindliche Kraft.
Unterschriften werden nicht beigefügt. Besondere Hin¬
weise ergehen nicht. Ist die Bekanntgabe bereits auf
anderem Wege (mündlich, fernmündlich, fernschriftlich,
schriftlich, durch Aufnahme in den Staatsanzeiger, das
Ministerialblatt des Reichs- und Preußischen Ministe¬
riums des Innern usw.) erfolgt, so ist die erste Bekannt¬
gabe maßgebend. Der Abdruck im badischen Ministe¬
rialblatt stellt in diesem Falle nur eine Wiederholung
dar. Auf die vorausgegangene erste Bekanntgabe wird
im Abdruck hingewiesen werden.

2. Runderlasse der Reichsministerien, der anderen
badischen Ministerien usw., die im Ministerialblatt be¬
kanntzugeben sind und größere Zusätze nicht erfordern,
werden in ursprünglicher Form abgedruckt. Das Akten¬
zeichen des Badischen Ministeriums des Innern wird
in diesem Fall dem Abdruck angefügt.

3. Beteiligt sind die durch die Anschriften gekenn¬
zeichneten Dienststellen. Die Kennzeichnung erfolgt
zusammenfassend unter bestimmten Stichworten. In
Zweifelsfällen ergibt sich die Beteiligung aus den für
das Sachgebiet geltenden Zuständigkeitsvorschriften

4. Sind vorgesetzte und nachgeordnete Dienststellen
zugleich beteiligt und sind die nachgeordneten Dienst¬
stellen Bezieher des Ministerialblattes, so findet eine
nochmalige Bekanntgabe durch die vorgesetzte Dienst¬
stelle nicht statt. Sind die nachgeordneten Dienststellen
nicht Bezieher des Ministerialblattes, so hat die vor¬
gesetzte Dienststelle für weitere Bekanntgabe zu sorgen
Als nachgeordnet in diesem Sinne gelten auch die nicht¬
staatlichen, aber der Staatsaufsicht unterstehenden
Dienststellen.

5. Für die Bekanntgabe innerhalb der Dienststelle
ist der Dienststellenleiter verantwortlich. Er hat zu
diesem Zwecke einen Angehörigen der Dienststelle zu
bestimmen, der den richtigen Eingang des Ministerial
Mattes überwacht, den Inhalt durchsieht und auf die
Erledigung der die Dienststelle berührenden Bekannt¬
gaben und ihre aktenmäßige Behandlung (Nr. 6 und 7)
hinwirkt.

6. Werden Bekanntgaben später geändert, ergänzt,
aufgehoben oder berichtigt, so ist die ursprüngliche Be¬
kanntgabe handschriftlich mit einer Verweisung auf die
neue Bekanntgabe zu versehen und geeignetenfalls mit
dem neuen Wortlaut in Einklang zu bringen.

7. Das Ministerialblatt erscheint in einer zweiseitig
gedruckten Ausgabe (Ausgabe A) und in einer einseitig
gedruckten Ausgabe (Ausgabe B). Die Ausgabe A gibt
den allgemeinen Überblick und ist zum Handgebrauch
bestimmt. Die Ausgabe B bietet die Möglichkeit, Aus¬
schnitte zu fertigen und sie nach Aufkleben auf ein Blatt
Papier von geeigneter Größe und Dauerhaftigkeit zu
den Akten zu bringen. Von dieser Möglichkeit sollte
überall da Gebrauch gemacht werden, wo einschlägige
Akten geführt werden. Empfohlen wird der gleichzei¬
tige Bezug beider Ausgaben.

Einzelnummern des Ministerialblattes werden nur
durch den Verlag geliefert und sind deshalb ausschließ¬
lich dort und nicht beim Ministerium des Innern oder
bei der Geschäftsstelle des Ministerialblattes zu be¬
stellen. Werden nicht mehr als 10 Einzelstücke bezogen,
so ist der aus dem Kopf des Ministerialblattes ersicht¬
liche Rechnungsbetrag nebst Versandkosten gleichzeitig
(etwa in Briefmarken) dem Verlag einzusenden. Ge¬
schieht dies nicht und muß infolgedessen Rechnungs¬
stellung erfolgen, so ist der Verlag berechtigt, für den
dadurch entstehenden Mehraufwand an Arbeit und
Unkosten einen zusätzlichen Betrag zu erheben.

8. Unregelmäßigkeiten bei der Lieferung des Mini¬
sterialblattes sind nur und erst dann dem Ministerium
mitzuteilen, wenn Schritte hierwegen bei dem zustän¬
digen Postamt nicht zum Ziel geführt haben.

9. Zu größtmöglicher Verringerung des Schreib¬
werkes ist im Verkehr zwischen den Beziehern des
Ministerialblattes von Abschriften aus dem Ministerial¬
blatt abzusehen und statt dessen auf das Ministerial¬
blatt zu verweisen. Die Verweisung hat den Betreff,
das Datum der Bekanntgabe und die Seite des Ministe¬
rialblattes zu enthalten; der Betreff kann wegfallen,
wenn er sich schon auf andere Weise ergibt. Weitere
Anführungen, etwa von Nummer und Aktenzeichen,
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sind nur geboten, wenn sie aus Gründen der Eindeutig¬

keit nötig werden. Diese Verweisungsbestimmungen

gelten auch für Berichte und Vorlagen, die auf die Be¬

kanntgaben erstattet werden.

10. Dem Inhalt nach zerfällt das Ministerialblatt in

einen Abschnitt 1, in den hinter Veröffentlichungen all¬

gemeinster Art die Bekanntgaben mit fortdauernder

Wirkung aufgenommen werden, und einen Abschnitt 2,

der die Bekanntgaben von nur vorübergehender Be¬

deutung enthält. In beiden Abschnitten werden die

Bekanntgaben nach Sachgebieten geordnet unter zu¬
sammenfassenden Überschriften veröffentlicht. Die

Überschriften sollen das Auffinden erleichtern, entbin¬
den aber nicht von der Pflicht zur Durchsicht des

Ministerialblattes auch im übrigen.

11. Drucktechnisch enthält jede Seite des Ministerial¬

blattes im allgemeinen zwei fortlaufend numerierte

Spalten, die zugleich die Seitenzahl angeben. Abtrenn¬

bare Blätter, die lediglich den Abschnitt 2 betreffen, er¬

halten die vorhergehende Spaltenzahl mit Zusatz der

Buchstaben a, b, c usw. Es soll hierdurch ermöglicht

werden, diese Blätter mit nur vorübergehender Bedeu¬

tung getrennt zu verwahren, ohne daß im übrigen der

Fortgang der Seitenzahlen unterbrochen und bei Zu¬

sammenfassung mehrerer Hefte des Abschnittes 1 der

Anschein einer Unvollständigkeit erweckt wird.

12. Die Ausgabe A ist jahrgangsweise fortlaufend

zu heften und aufzubewahren. Dasselbe gilt für die

Ausgabe B, sofern sie nach Entnahme der Ausschnitte

noch dafür geeignet ist. Bei beiden Ausgaben kann der

Abschnitt 2, soweit abtrennbar, für sich gesammelt

werden; eine Aufbewahrung ist hier nur solange ge¬

boten, als mit weiterem Gebrauch gerechnet werden
muß.'

Dienststellen der allgemeinen und inneren Verwaltung in Baden.
Dienststellen.

I. Staatsbehörden und staatliche Einzelbeamte.

1. a. Minister des Innern

b. Minister des Innern — Landeswohlfahrts- und

Jugendamt

c. Minister des Innern — Bevollmächtigter für den
Nahverkehr

d. Minister des Innern - Landesberatungsstelle für

Ortsbaupläne

e. Minister des Innern — Sportaufsichtsdezernent

2. Landeskommissäre

3. Verwaltungsgerichtshof
4. Landräte

5. Polizeipräsidenten
6. Polizeidirektoren

7. Staatliche Kriminalpolizei, Kriminalpolizeistelle
Karlsruhe

8. Gesundheitsämter (einschließlich Nebenstelle Baden-

Baden)
9. Pharmazieräte

10. Medizinaluntersuchungsämter

11. Heil- und Pflegeanstalten
12. Landesfrauenklinik

13. Staatliche Bäderverwaltungen

14. Oberversicherungsämter

15. Staatliche öffentliche Erziehungsanstalten

16. Regierungsveterinärräte (einschließlich der Veteri¬

närassessoren) und Grenztierärzte

17. Tierhygienisches Institut
18. Statistisches Landesamt

19. Feuerwehrschule für das Land Baden

20. Tierseuchenkasse Baden.

II. Staatliche Kassenverwaltungen.

1. Landeshauptkasse, Buchhalters III (Zentralbuch-

halterei)

2. Landeshauptkasse, Buchhalters VII (Besoldung")

3. Landeshauptkasse (Polizeioberkasse)
4. Bezirkskassen

5. Polizeikassen

6. Kassen der Heil- und Pflegeanstalten
7. Kasse der Landesfrauenklinik

8. Badanstaltenkassen

9. Kassen der Staatlichen öffentlichen Erziehungs¬
anstalten.

III. Körperschaften, Vereine, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts.

A. Unter Oberleitung des Ministers des Innern.

1. Badische Landeskreditanstalt für Wohnungsbau"in
Karlsruhe

2. Badische Gebäudeversicherungsanstalt in Karlsruhe

3. Landesfeuerwehrunterstiitzungskasse in Karlsruhe.

B. Unter unmittelbarer Dienstaufsicht des Ministers

des Innern.

1. Badisches Gemeinderechnungsprüfungsamt in Karls¬
ruhe

2. Versicherungsanstalt für Gemeinde- uncl Körper
schaftbeamte in Karlsruhe

3. Badische Gemeindeverwaltungs- und Sparkassen-

schule, Zweckverband in Karlsruhe

4. Badischer Sparkassen- und Giroverband in Mann¬
heim

5. Badische Kommunale Landesbank Girozentrale

in Mannheim

6. Öffentliche Versicherungsanstalt des Badischen Spar¬
kassen- und Giroverbands in Mannheim

7. Badischer Gemeindeversicherungsverband, Zweck¬
verband in Karlsruhe

8. Badische Landesbausparkasse in Mannheim

9. Bäder- und Kurverwaltung in Baden-Baden

10. Kaminfegerunterstützungskasse in Karlsruhe

11. Stiftungen.

C. Unter Leitung eines Beamten im inneren Landes¬
dienst.

1. Landesversicherungsanstalt Baden in Karlsruhe

2. Unfallversicherungsverband der badischen Gemein
den und Gemeindeverbände in Karlsruhe

3. Badische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft
in Karlsruhe.

D. Unter unmittelbarer Dienstaufsieht der Landes¬

kommissäre.

1. Landkreise

2. Zweckverbände

3. Stadtkreise

4. Sparkassen

5. Stiftungen.
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E. Unter unmittelbarer Dienstaufsicht der Landräte.

1. Zweckverbände

2. Gemeinden

3. Standesämter

4. Sparkassen

1. Bekanntgaben, die im wesentlichen alle Dienststellen

betreffen, ergehen ohne Anschrift.

2. Die Landeskommissäre gelten stets als beteiligt. Sie

werden deshalb in folgendem und regelmäßig auch

in den Anschriften selbst nicht ausdrücklich ange¬

führt.

3. Die Anschriften erstrecken sich ferner allgemein und

ohne besondere Anführung auf die Aufsichtsbehör¬

den der beteiligten Dienststellen und, soweit der

Gegenstand sie berührt, auch auf die den Dienst¬

stellen zugeordneten Kassen. Sind die Dienststellen

zu Verbänden zusammengeschlossen, so sind auch

die Verbände beteiligt.

4. Anschriften, die schon durch ihren Wortlaut oder
durch den Wortlaut von Zusätzen zu feststehenden

Anschriften die beteiligten Dienststellen eindeutig

und abschließend bezeichnen, werden mit Ausnahme

der Nr. 6 hier nicht aufgeführt. Auch für diese An¬

schriften gelten die Nr. 2 und 3.

5. Die Anschrift „An die staatlichen Dienststellen" um
faßt die Dienststellen unter Nr. I und II der Über¬

sicht über die Dienststellen.

6. Die Anschrift „An die Landräte, die Polizeipräsiden¬
ten und die Polizeidirektoren" umfaßt diese Dienst¬

stellen.

7. Die Anschrift „An die staatlichen Kassenverwal¬

tungen" umfaßt die Dienststellen unter Nr. II der
Obersicht über die Dienststellen.

8. Die Anschrift „An die staatlichen gehaltszahlenden
Kassen" umfaßt die Dienststellen unter Nr. II 2, 4—S

der Übersicht über die Dienststellen.

9. Die Anschrift „An die sämtlichen Körperschaften,

Vereine, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen

5. Ortskrankenkassen

6. Innungskrankenkassen
7. Betriebskrankenkassen

8. Stiftungen.

Rechts" umfaßt die unter Nr. III der Übersicht über

die Dienststellen angeführten Dienststellen.

10. Die Anschrift/,,An die Gemeinden und die Gemeinde¬

verbände" umfaßt sämtliche Gemeinden, Landkreise

und die gemeindlichen Zweckverbände nach § 5 der

Bad. Gemeindeordnung und dem Zweckverbands

gesetz. Beteiligt sind ferner, soweit der Gegenstand

sie berührt, das Badische Gemeinderechnungs¬

prüfungsamt und die Versicherungsanstalt für Ge¬

meinde- und Körperschaftsbeamte.

11. Die Anschrift „An die Gemeinden" umfaßt alle Ge¬

meinden. Nr. 10 Satz 2 gilt auch hier.

12. Die Anschrift „An die Sparkassen" umfaßt sämt¬

liche öffentlichen Sparkassen. Sie gilt gleichzeitig für

den Badischen Sparkassen- und Giroverband und

gegebenenfalls auch für die Badische Kommunale
Landesbank — Girozentrale —.

13. Die Anschrift „An die staatlichen Polizeibehörden"

umfaßt die unter Nr. 6 angeführten Dienststellen und

die Staatliche Kriminalpolizei, Kriminalpolizeistelle
Karlsruhe.

14. Die Anschrift „An alle Polizeibehörden" umfaßt die

unter Nr. 13 angeführten Dienststellen, die Ober¬

bürgermeister (ausgenommen Konstanz) und die

Bürgermeister, die die Ortspolizei verwalten.

15. Die Anschrift „An die Baupolizeibehörden" umfaßt

die Landräte und die Oberbürgermeister (ausgenom¬

men Konstanz).

16. Die Anschrift „An die Wohlfahrtsämter" umfaßt die

bei den Land- und den Stadtkreisen errichteten Wohl¬

fahrtsämter. Die Gemeinden werden gegebenenfalls

zusätzlich aufgeführt.

17. Die Anschrift „An die Jugendämter" umfaßt die

Kreisjugendämter und die Stadtjugendämter.

Abkürzungen.
AAA.

Abs.

Abt.

ADO.

40.

ANfRV.

Anh.

Anl.

ANRVA.

40G.

AOQö.

Allg. Ausführungsanweisuiig zu den
Anstellungsgrundsätzen (s. AG.).

Absatz.

Abteilung.

Allgemeine Dienstordnung.

Anstellungsgrundsätze (Grundsätze f.
d. Anstellung der Inhaber eines Ver¬
sorgungsscheins).

Amtliche Nachrichten für Reichsver¬

sicherung.

Anhang.

Anlage.

Amtliche Nachrichten des Reichsver¬
sich.-Amts.

Gesetz zur Ordnung der nationalen
Arbeit.

Gesetz zur Ordnung der Arbeit m

öffentlichen Verwaltungen und Be¬
trieben.

Art.

ATO.

Ausf-Anw.

AusfBest.

AV.

AVAVG.

AVG.

AVO.

AVOzPStG.

AVRIWG.

BAH.

BadAVRFV.

= Artikel.

— Allgemeine Tarifordnung für Ge¬
folgschaftsmitglieder im öffentlichen
Dienst.

— Ausführungs-Anweisung.

— Ausführungs-Bestimmungen.

== Allgemeine Verfügung.

— Gesetz über Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung.

= Angestelltenversicherungsgesetz.

— Ausführungsverordnung.

— Ausführungsverordnung zum Per¬
sonenstandsgesetz.

— Badische Ausführungsverordnung zum
Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt.

— Bundesamt für das Heimatwesen.

— Badische .Ausführungsverordnung, zur
Reichsverordnung über die Reichsfür¬
sorgepflicht.
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Bd.
BDA.
BDO.
Beil.
Bek.
BesO.
BesGr.
BesO.
BFV.
BQ.
BGB
BGO.
BJA
BKO.
BKV.
SStG.
Buchh.
CdZiE.

JA.

DAF.
DBG.
DDAC.
DGO.
DJ.
DtKPBI.
DR.

Dürchf-Best.
DVOEheG.

EFUG.
EFU.-DV.

EinfGRealStG.

FGG.

FGV.

FU.
FUG.
FuWM.
□DO.
□dVBl.

QebSondStGes.
□emHVO.

□esundA.
□esundÄ.
GesundVO.
GewStDVO.

□ewStG.
□FT.

GKV.
GewO.

GrBilR.
GFO.
GrStDVO.

GrStG.
QUG.
GV.
3VB1.

- Ministerialblatt für die Badische innere
Verwaltung.

: Gesetz zur Wiederherstellung des Be-
rufsbeamtentums.
Band.

: Besoldungsdienstalter.
Besondere Dienstordnung.
Beilage.

: Bekanntmachung.
Badisches Besoldungsgesetz.
Besoldungsgruppe.
Besoldungsordnung.
Bezirksfürsorgeverband.

: Badisches Beamtengesetz.
Bürgerliches Gesetzbuch.
Baugebührenordnung.
Bezirksjugendamt.
Bezirkskassenordnung.
Bezirkskassenvorschrift.
Bürgersteuergesetz.
Buchhalterei.
Chef der Zivilverwaltung im Elsaß.
Straßburg.
Dienstanweisung für die Standesbeam¬
ten und ihre Aufsichtsbehörden.
Deutsche Arbeitsfront.
Deutsches Beamtengesetz.
Der Deutsche Automobilklub.
Deutsche Gemeindeordnung
Deutsche Justiz.
Deutsches Kriminalpolizeiblatt.
Deutsches Recht vereinigt mit Jur.
Wochenschrift.
Durchführungs-Bestimmungen.
Durchführungsverordnung zum Ehe¬
gesetz.
Einsatz-Familienunterhaltsgesetz.
Einsatz-Familienunterhalts-Durch-
führungs-Verordnung.
Einführungsgesetz zu den Realsteuer¬
gesetzen.
Reichsgesetz über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichsbarkeit.
Verordnung über die freiwillige Ge¬
richtsbarkeit.
Familienunterhalt.
Familienunterhaltsgesetz.
Finanz- und Wirtschaftsminister.
Gemeinsame Dienstordnung.
Verordnungsblatt für die Badische Gen¬
darmerie.
Badisches Gebäudesondersteuergesetz.
Verordnung über die Aufstellung und
Ausführung des Haushaltsplanes der
Gemeinden.
Gesetz.
Gesundheitsamt.
Gesundheitsämter.
Gesundheitsverordnung.
Verordnung zur Durchführung des Ge¬
werbesteuergesetzes.
Gewerbesteuergesetz.
Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglie¬
der der gemeindlichen Forstverwal¬
tungen.
Gehaltskürzungsverordnung.
Gewerbeordnung für das Deutsche
Reich.
Grundsteuerbilligkeitsrichtlinien.
Gemeinderechnungsordnung.
Verordnung zur Durchführung des
Grundsteuergesetzes.
Grundsteuergesetz.
Gemeindeumschuldungsgesetz.
Ge n- eindeverbände.
Badisches Gesetz- und Verordnungs¬
blatt

□VG.
3VO.
GZahlgs-Best.
HFSt.
HVB1.
IFdDtR.
1GG.
IW.
Kap.
Kr.T.

KSSchVO.
KuRVO.

KVerwU.

LandBGeu.

LAV.
LBO.
LdhVO.
LdR.
LFGG.

LFV.
LHK.

LJA.Lk. i
LKO.
LSV.
LVAnst.
MBliV.

MdL
MdKuU.
MittSüddStÄ.

MPräs.
MStGO.
Nbv.
NSKK.
NSKOV.

NSRL.

NSV.
NVT.
DKH.
OKW.
JLG.
OLGPräs.
OStG.
OVA.
OVÄ.
PBefG.
PBG.
PDV.
Pol.
Pol-Dir
PolPr
PStG.
PStGB.
i'ABl.
RAnz.

RAO.
RAT.
RBÄG.

Gebäudeversicherungsgesetz.
Gemeindevoranschlagsordnung.
Gehaltszahlungsbestimmungen.
Hauptfürsorgestelle.
Heeres-Verordnungsblatt.
Jugendfiihrer des Deutschen Reiches.
Jugendgerichtsgesetz.
Juristische Wochenschrift.
Kapitel.
Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglie¬
der in den Kranken-, Heil- und Pflege¬
anstalten des Reichs, der Reichsgaue,
der Länder, der Gemeinden (Gemeinde¬
verbände) und der Träger der Reichs-
Versicherung.
Kriegssachschädenverordnung.
Verordnung über das Kassen- und
Rechnungswesen der Geineinden.
Vorl. Bestimmungen über die Fest¬
setzung von Kosten und Strafen bei
den Behörden der allgemeinen und in¬
neren Verwaltung sowie den' staatl.
Polizeiverwaltungen des Landes Baden.
Badische landwirtschaftliche Berufsge¬
nossenschaft.
Lohnabzugsverordnung.
Landesbauordnung.
Landesherrliche Verordnung.
Landrat, Landräte.
Landesgesetz über die freiwillige Ge¬
richtsbarkeit.
Landesfiirsorgeverband.
Landeshauptkasse.
Landesjugendamt.
Landeskommissär.
Landkreisordnung.
Landkreisselbstverwaltung.
Landesversicherungsanstalt.
Ministerialblatt des Reichs- und
Preußischen Ministeriums des Innern.
Minister des Innern.
Minister des Kultus und Unterrichts.
Mitteilung für die Süddeutschen Stan¬
desämter.
Ministerpräsident.
Militärstrafgerichtsordnung.
Bevollmächtigter für den Nahverkehr.
Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps.
Nationalsozialistische Kriegsopferver¬
sorgung.
Nationalsozialistischer Reichsbund für
Leibesübungen.
Nationalsozialistische Volkswohlfahri.
Tarifordnung für den Nahverkehr.
Oberkommando des Heeres.
Oberkommando der Wehrmacht.
Oberlandesgericht.
Präsident des Oberlandesgerichts.
Ortsstraßengesetz.
Oberversicherungsamt.
Oberversicherungsämter.
Personenbe!orderrngsgesetz.
Deutsches Polizeibeamtengesetz.
Polizei-Dienst-Vorschrift.
Polizei.
Polizeidirektor.
Polizeipräsident.
Personenstandsgesetz.
Polizeistrafgesetzbuch.
Reichsarbeitsblatt.
Deutscher Reichs- und Preuß. Staats¬
anzeiger.
Reichsabgabeordnung.
Reichsangestelltentarif.
Reichsgesetz zur Änderung von Vor¬
schriften auf dem Gebiet des allgemei¬
nen Beamten-, des Besoldungs- und des
Versorgungsrechts v. 30. 6. 1933.
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RBB.
RBesO.

RBO.

RBV.

RDB.

RdErl.

RDSiO.

AechnH.

RFM.

Rfm.

RF^uGhdDtPol.
im RMtll.

RFV.

RQaO.

RGBl.

RGrS.

RGSt.

RGsuBl.

RGZ.

RHO.

RJagdG.

RJM.

RJäM.

RJWG.
RKA.
RKBest.

RKMuObdW.

RKO.

RLG.

RLMuObdL.

RMBIFo.

RMdA.

RMfdkirchlA.

RMfVuP.

RPKG.

PPM

RRO.

RAM.

RMdl.

RMfEuL.

RMfWEV.

PStRl.
RVB1.

RVerwBl.

RVG.

RVkBl.

RVM.

RVO.

RWB.

RWiM

RWMB1.

S.

SBRKV.

Feichshaushalts- und Besoldungsblatt.

Reichsbesoldungsordnung.

Reichsbeamtengesetz.

Reichsbesoldungsvorschriften.

Reichsbund der Deutschen Beamten.

Rund-Erlaß.

Reichsdienststrafordnung.

Rechnungshof.
Reichsminister der Finanzen.

Reichsforstmeister.

Reichsführer jf und Chef der Deutschen
Polizei im Reichsministerium des
Innern.

Peichsverordnung über die Fürsorge¬

pflicht.

Feichsgaragenordnung

Reichsgesetzblatt.

Reichsgrundsätze über Voraussetzung.
Art und Maß der öffentl. Fürsorge.

Entscheidungen des Reichsgerichts in
Strafsachen.

Reichsgesundheitsblatt.

Entscheidungen d. Reichsgerichts in
Zivilsachen.

Reichshaushaltsordnung.

Reichsjagdgesetz.

Reichsminister der Justiz.

Peichsjägermeister.

Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt.
Peichskriegsschädenamt.
Reisekostenbestimmungen für die badi
sehen Staatsbeamten.

Reichskriegsminister und Oberbefehls¬
haber der Wehrmacht.

Feichskassenordnung.

Reichsleistungsgesetz v. 1. 9. 1939.
Reichsminister der Luftfahrt und Ober¬
befehlshaber der Luftwaffe.

Reichsministerialblatt der Forstverwal¬

tung.

Reichsminister des Auswärtigen.
Reichsminister für die kirchlichen An¬

gelegenheiten.
Reichsminister f. Volksaufklärung u.

Propaganda.

Feichspolizeikos tengesetz.

Reichspostminister.

Rechnungslegungsordnung für das
Feich.

Reichsarbeitsminister.

Reichsminister d. Innern.

Reichsminister für Ernährung und
Landwirtschaft.

Feichsminister für Wissenschaft, Er¬

ziehung u. Volksbildung.
Reichssteuerblatt.

Feichsversorgungsblatt.

Reichsverwaltungsblatt.

: Reichsversorgungsgesetz.
: Reichsverkehrsblatt.

: Reichsverkehrsminister.

Reichsversicherungsordnung.

- Wirtschaftsbestimmungen für die
Feichsbehörden.

: Reichswirtschaftsminister.
: Ministerialblatt des Reichswirtschafts-

ministeriums.
: Seite.

; Sonderbestimmungen über Dienstreise¬

kosten für die Angehörigen des staat¬
lichen Sicherheitsdienstes

SchwBeschG. Gesetz über die Beschäftigung Schwer¬
beschädigter.

StAnz. = Badischer Staatsanzeiger.

5tAZ. Zeitschrift für Standesamtswesen.

StdF. Stellvertreter des Führers.

StGB. - Strafgesetzbuth für das Deutsche Reich.

5tM. Staatsministerium.

StPO. - Strafprozeßordnung.

StraTO. — Tarifordnung für Straßenwärter und
Straßenhilfsarbeiter.

StVO. Straßenverkehrs-Ordnung.

ätVZO. : Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung.

Tit. = Titel.

FO. A - Tarifordnung A für Gefolgschaftsmit¬

glieder im öffentlichen Dienst.

TO. B . Tarifordnung B für Gefolgschdtsmit-

glieder im öffentlichen Dienst.

UKBest. = Umzugskostenbestimniungen für die
bad. Landesbeamten.

VA. .= Versicherungsamt.

VÄ. — Versicherungsämter.

l.VAHL. = Erste Anweisung zum Vollzug des
Reichshaushaltsrechts in den Ländern.

VBRKO. = Vorl. Vollzugsbestimmungen des Lan¬
des Baden zur Reichskassenordnung.

VBRRO. Vorl. Vollzugsbestimmungen des La»
des Baden zur Fechnungslegungsord-

nung für das Reich.

VerfO. Verordnung, betreffend das Verfahren
in Verwaltungssachen.

VerwG. — Gesetz, betreffend die Organisation der
inneren Verwaltung.

VerwGebGes. Verwaltungsgebührengesetz.

VerwGh. Verwaltungsgerichtshof.

VO. — Verordnung.

VPOL. = Vorprüfungsordnung für die Länder.

VRO. — Verwaltungsrechnungsordnung.

VRPflG. — Verwaltungsrechtspflegegesetz.

VVRJWG. — Badische Vollzugsverordnung zu den
reichs- und landesrechtlichen Bestim¬

mungen über Jugendwohlfahrt.

W'ehrStG. = Wehrsteuergesetz.

VX'FVG. — Wehrmachtfürsorge- und Versorgung^-
gesetz.

VVGewStG. Gesetz Uber die Besteuerung des Wan¬
dergewerbes.

WGG. = Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz
v. 29. 2. 1940 (RGBl. I S. 438).

WGGDV. = Durchführungsverordnung zum Woh¬
nungsgemeinnützigkeitsgesetz v. 23. 7.
1940 (RGBl. I S. 1012).

WVO. = Wildverkehrsordnung.

ZfH. = Zeitschrift für das Heimatwesen.

Ziff. = Ziffer.

ZO. —Zusatzrentenordnung.

ZPO. — Zivilprozeßordnung.

ZRAbr. = Bestimmungen über die Abrechnung
der Ausgaben an Zusatzrenten für Be¬
schädigte.

1.DVHL. — Erste — Zweite Dritte Durchfüh-

2. DVHL. rungsverordnung zum Gesetz über die

3. DVHL. Haushaltsführung, Rechnungslegung

und Rechnungsprüfung der Lrnder und
über die vierte Änderung der Reichs¬
haushaltsordnung.
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Allgemeine Verwaltuugssachen.

RdErl. 4. 1. 43, Kriegsmaßnahinen zui Kohlenersparnis
in Sammelheizungen. S. 11. — RdErl. d. RMdl. 10. 12. 42,
Beamtenrechtliche Versorgung nach Wehrdienstbeschädi¬
gung, hier Kosten für eine notwendige Pflegekraft. S. II.

RdErl. d. RMdl. 25. 11. 42, Zusätzlicher Urlaub für In¬
haberinnen des Ehrenkreuzes der Deutschen Mutter.
S. 13.

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.

RdErl. d. RMdl. 9. 12. 42, Unfallfürsorge und Unfallver¬
sicherung der gemeindlichen Ehrenbeamten. S. 13.

Polizeiverwaltung.

RdErl. 29. 12. 42, Stärkemeldungen über die Polizei¬
reserve. S. 15. RdErl. 4. !. 43, Verwendung von
Schankgefäßen mit nicht zulässigen Inhalten. S. 16.

RdErl. 4. 1. 43, Verwendung nachleuchtender Farben im
Straßenverkehr. S. 17. — RdErl. 4. 1. 43, Bewachungs¬

gewerbe. S. 17. — RdErl. 31. 12. 42, Personalangelegen¬
heiten der Offiziere und Offizieranwärter. S. 19. -

RdErl. 23. 12. 42; Gutachten über die Verursachung von
Schäden durch Bonibenwirkung. S. 19. — RdErl. 28. 12.
42, Deckungsgräben für Zwecke des Luftschutzes. S. 20.

RdErl. d. RMdl. 3. 12. 42, Siebente Änderungs-VO.
zum Luftschutzrecht v. 15. 10. 1942. S. 22.

Wehrangelegenheiten. Kriegsschäden. Familienunterhalt.

RdErl. d. RMdl. 3. 12. 42, Reisebeihilfen für Angehörige
schwerverwundeter oder -erkrankter Notdienstpflichtiger

a 11.

in den Heimatschutzorganisationen. S. 21. FdErl. d.
RMdl. 3. 12. 42, Bauliche Sofortmaßnahmen bei Bomben-
und Brandschäden; 5. Ausf.-Best. d. OBBau. v. 2. 11. 1^42
zur 18. Anordnung. S. 23.

Volksgesundheit.

PdFrl. 29. 12. 42, Ladenschluß der Apotheken. S. 23.

RrErl. 4. 1. 43, Diphtherie-Schutzimpfung. S. 2'V

Veterinärangelegenheiten.

RdErl. 5. 1. 43, Maul- und Klauenseuche in Baden. S. 27.

Wohlfahrtspflege und Jugendwohlfahrt.

RdErl. d. Mdl. — LWuIA. — 30. 12. 42, Beschäftigung

weiblicher jugendlicher im Gaststättengewerbe. S. 25.
RdErl. d. Mdl. - LWuIA. 4. 1. 43. Pflegesätze in

Pflegeanstalten. S. 26.

Personenstandsangelegenheiten.

RdErl. d. RMdl. 9 12. 42, Zählkarten für Sterbefälle.
S. 25.

Sozialversicherung.

Bek. d. Leiters d. Landesversicherungsanstalt Baden
28. 12. 42, Invalidenversicherung, hier Eintragung der
Verdienstbescheinigung in der Quittungskarte. S. 25.
Bek. d. Leiters d. Landesversicherungsanstalt Baden

28. 12. 42, Führung der Listen für umgetauschte Quit¬
tungskarten. S. 28.

Abschnitt 1. —

Allgemeine Verwaltungssachen.
Kriegsmaßnahinen zur Kohlenersparnis in Sannnel-

heizungen.

RdErl. d. Mdl. v. 4. 1. 1943 Nr. 95 299.

Der Einsparung von Brennstoffen muß infolge der

eingetretenen Verhältnisse ganz besondere Aufmerk¬

samkeit geschenkt werden. Es ist daher erforderlich,

daß vor allem Brennstoffe durch sachgemäße Bedie¬

nung von Sammelheizungen und Warmwasser-Versor¬

gungsanlagen eingespart werden.

Nachdem seit 1940 die den Bezirksbauämtern zuge¬

wiesenen Heizungsingenieure, mit wenigen Ausnah¬

men, zur Wehrmacht einberufen wurden und Ersatz¬

kräfte für die Anlernung des Heizerpersonals nicht

mehr zur Verfügung stehen, ersuche ich, die bei den

einzelnen Dienststellen beschäftigten Heizer und Kessel

wärter, die eine Sammelheizung bedienen und einen

Kesselwärter-Lehrgang noch nicht besucht haben, mög¬

lichst bald bei der zuständigen Gauwaltung der DAF.

zur Teilnahme au einem Schnellehrgang anzumelden.

Die Teilnehmergebühr von etwa 10 -Ti. H wird auf die

Staatskasse .übernommen.

An die sta.atl. Dienststellen.
BaVBl. S. 11.

Beamtenrechtliche Versorgung nach Wehrdienst¬
beschädigung; hier: Kosten für eine notwendige

Pflegekraft.

RdErl. d. RMdl. v. 10. 12. 1942 II. c 541/42-6550.

Unter Bezugnahme auf Ziff. II c 3 des RdErl. v. 14.

6. 1942 (MBliV. S. 1666)") nachstehenden Erl. des OKW

v. 26. 10. 1942 zur Kenntnis und Beachtung.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,
Gemeindeverbände, sonst. Körperschaften, Anstalten und

Stiftungen des öffentl. Rechts. MBliV. S. 2289.

Anlage. — BaVBl. S. 11.

Oberkommando der Wehrmacht Berlin, den 26. 10. 1942.

W Vers (I a 1) 30 a/a

" Nr. 6000/42.

Zusammentreffen von Beschädigtenfürsorge und -Versorgung
nach dem WFVG. mit Unfallfürsorge nach dem DBG.

(1)Werden einem Beamten wegen einer Verwundung
oder wegen eines Unfalles, der als Beschädigung bei beson
derem Einsatz anerkannt wird (EWFVG. § 27 a')), bei Hilf¬

losigkeit die Kosten für eine notwendige Pflegekraft erstattet
oder macht der Dienstherr von der Möglichkeit, für die

Pflege des Unfallbeschädigten selbst zu sorgen, Gebrauch
(DBG. § 110), so sind diese Aufwendungen gegen eine aus

gleichem' Anlaß zu gewährende Pflege- oder Blindenzulage
(WFVG. §§ 92 und 93-)) aufzurechnen. Der REM. wird die
Dienstbehörden anweisen, den Wehrmachtfürsorge- und

-Versorgungsämtern Beginn und Höhe der aufzurechnenden
Beträge mitzuteilen.

(2) Ausgleiche für die rückliegende Zeit sind nicht vor¬
zunehmen.

(3) Wird einem ehemaligen Beamten wegen einer Ver¬
wundung oder wegen eines Unfalles, der als Beschädigung
bei besonderem Einsatz anerkannt worden ist (EWFVG.

§ 27 a), eine Pflege- oder Blindenzulage (WFVG. §§ 92
und 93) gewährt, so haben die Wehrmachtfürsorge- und
-Versorgungsämter der für die Feststellung des RuhegehaPs
zuständigen Behörde Beginn und Höhe dieser Leistungen
mitzuteilen.

') Vgl. RGBl. 1942 I S. 287.

-) Vgl. RGBl. 1938 1 S. 1077.
•) Vgl. BaVBl. S. 824.
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Zusätzlicher Urlaub für Inhaberinnen des Ehrenkreuzes

der Deutschen Mutter.

RdErl. d. RMdl. v 25. 11. 1942

— IIb 2762 11/42-7026.

(1) Nachstehende Anordnung des Reichstreuhän¬
ders für den öffentlichen Dienst v, 5. 8. 1942 zur Kennt¬

nis und Beachtung.

(2) Diese Vorschriften gelten auch für angestellten-

versicherungspflichtige Inhaberinnen des Ehrenkreuzes

der Deutschen Mutter im öffentlichen Dienst. Der

RFM. hat gemäß ADO. Nr. 8 zu § 11 TO. A 1) seine

Zustimmung auch hierzu gegeben.
An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,

Gemeindeverbände, sonst. Körperschaften des offen tl.
Rechts. — MBliV. S. 2219.

— BaVBl. S. 13.

!) Vgl. RGBl. 1938 I S. 476, 1830; 1940 I S. 649; 1942 I
S. 54; RBB. 1942 S. 168.

Anlage.

Berlin, den 5. 8. 1942.Der Reichstreuhänder
für den öffentlichen Dienst

Sg III/XXX 1 b K 6.
(1) Gemäß § 1 Abs. 3 der Zweiten Durchf.-Best. zum

Abschn. III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschafts-VO. v.
12. 10. 1939 (KGB1. I S. 2028) erkläre ich mich für den
Bereich des öffentlichen Dienstes (§ 1 ATO.) vom Stand¬
punkt des Kriegslohnstops aus damit einverstanden, daß
Inhaberinnen des Ekrenkreuzes der Deutschen Mutter ein
zusätzlicher Urlaub von 3 Tagen gewährt wird; doch dürfen
Urlaub und Zusatzurlaub zusammen 3 Wochen, bei Per¬
sonen, die vor dem I. 4. 1888 geboren sind, 31 Tage nicht
übersteigen.

(2) Der RFM. hat gemäß ADO. Nr. 8 zu § 18 TO. B 1)
seine Zustimmung hierzu erteilt.

!) Vgl. RGBl. 1938 I S. 491, 1833; 1940 I 651; RBB. 1942
S. 169.

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.
Unfallfiirsorge und Unfallversicherung

der gemeindlichen Ehrenbeamten.

RdErl. d. RMdl. v. 9. 12. 1942 — V d 1103 V/42-1310 A.

(1) Nach § 149 Abs. 3 DBG. und nach Nr. 2 der

DVO. hierzu in der Fass. der Zweiten VO. v. 13. 10.

1938 (RGBl. I S. 1421) ist die Unfallfürsorge der ge¬

meindlichen Ehrenbeamten wie folgt geregelt: Erleidet

der Ehrenbeamte einen Dienstunfall, so kann ihm

außer dem Heilverfahren von der Gemeinde (GV.) ein

nach billigem Ermessen festzusetzender Unterhaltsbei¬

trag widerruflich gewährt werden; ein Unterhaltsbei¬

trag kann auch seinen Hinterbliebenen widerruflich

gewährt werden. Auf das Heilverfahren hat der Ehren¬

beamte, der einen Dienstunfall erleidet, einen Anspruch.

(2) Nach § 537 Nr. 1 in Verbindung mit § 541

Nr. 1 RVO. in der Fass. des Sechsten Ges. über Ände¬

rungen in der Unfallversicherung v. 9. 3. 1942 (RGBl. I

S. 107) unterliegt der Ehrenbeamte der Unfallversiche¬

rung. Er ist mithin gegen Arbeitsunfall und Be¬

rufskrankheit versichert. Ein Dienstunfall im Sinne des

DBG. stellt in der Regel einen Arbeitsunfall im Sinne

der RVO. dar.

(3) Im Hinblick auf diese doppelte Sicherung der

gemeindlichen Ehrenbeamten bestimme ich einstweilen

folgendes (eine Änderung der DVO. zum DBG. bleibt

vorbehalten):

a) Gemeindliche Ehrenbeamte, die einen Arbeits¬

unfall (Dienstunfall) erleiden, sollen die Leistungen

der Unfallversicherung in Anspruch nehmen. Sie sind

deshalb in geeigneter Weise anzuhalten, jeden Unfall

dieser Art unverzüglich dem Gemeindeleiter zu melden

Dieser hat nach den §§ 1552, 1553 Abs. I RVO. 1) y.u

verfahren. Der Träger der Unfallversicherung wird

daraufhin dem gemeindlichen Ehrenbeamten die nach

der RVO. vorgesehenen Leistungen gewähren.

b) Mit Rücksicht auf diese Leistungen, auf die ein

Anspruch besteht, wird die Bewilligung widerruflicher

Unterhaltsbeiträge gemäß § 149 Abs. 3 DBG. in der

Regel entbehrlich sein. Vgl. hierzu Nr. 1 der DVO. zu

§ 124 DBG. in der Fass. der Vierten VO. v 12. 11. 1941

(RGBl. I S. 715), wo es heißt: „Bei Kannbewilligungen

sind die Versicherungsleistungen zu berücksichtigen."

Mit Rücksicht auf diese Leistungen wird auch der An¬

spruch auf Heilfürsorge gemäß ■Nr. 2 der DVO. zu

§ 149 DBG. seine Erledigung finden. Vgl. hierzu Nr. 1

der DVO. zu § 124 DBG. in der Fass. der Vierten VO.

v. 12. 11. 1941 (RGBl. I S. 715), wo es heißt: „Soweit

der Beamte durch die Versicherung schon entschädigt

ist, kann er keine Heilfürsorge verlangen."

c) Die Beschränkung weitergehender Ansprüche

gemäß § 124 Abs. 2 DBG. gilt nicht, wenn gemeind¬

liche Ehrenbeamte einen Dienstunfall erleiden.

An die Gemeindeaufsichsbehörden, Gemeinden, Ge¬
meindeverbände und Zweckverbände.

— MBliV. S. 2291.

— BaVBl. S. 13.
T) § 1552 RVO. lautet:
„(1) Der Betriebsunternehmer hat jeden Unfall in seinem

Betrieb anzuzeigen, wenn durch den Unfall ein im Betriebe
Beschäftigter getötet oder so verletzt wird, daß er stirbt
oder für mehr als drei Tage völlig oder teilweise arbeits¬
unfähig wird.

(2) Der Unfall ist binnen drei Tagen anzuzeigen, nach-
lein der Betriebsunternehmer ihn erfahren hat."

§ 1553 Abs. 1 RVO. lautet:
„Der Unfall ist der durch die Satzung des Versicherungs¬

trägers bestimmten Stelle anzuzeigen. Bei Unfällen in Unter¬
nehmen, für die eine Berufsgenossenschaft der Allgemeinen
Unfallversicherung zuständig ist, ist ein zweites Stück der
Anzeige dem zuständigen Gewerbeaufsichtsamt zu über¬
senden. Stirbt der Verletzte infolge des Unfalls, so ist die
Anzeige auch der Ortspol.-Behörde des Unfallortes zu er¬
statten."
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Polizeiverwaltung.
Aufgaben der Polizei.

Stärkemeldungen über die Polizeireserve.

RdErl. d. MdL v. 29. 12. 1942 Nr. 95 930.

Die mir auf meinen Erlaß vom 18. 9. 1942 Nr. 71 181.

ergänzt durch Erlaß vom 21. 11. 1942 Nr. 83 469, zum

4. 12. 1942 vorgelegten Stärkenachweisungen über die

Polizeireserve waren teilweise ungenau und nicht den

gegebenen Richtlinien entsprechend aufgestellt, so daß

mir die weitere Berichterstattung an den RF^uChdDt-

Pol. im RMdl, erst nach fernmündlichen Rückfragen

möglich war. Bei sorgfältiger Beachtung der iiir die

Berichterstattung zu verwendenden Muster und der in

der Verfügung des BdO. vom 9. 9. 1942 — I a 3' 1

Nr. 2175/42 — hierzu gegebenen Erläuterungen dürfte

die Erstellung der Nachweise keine Schwierigkeiten be¬

reiten. Es ist selbstverständlich, daß die Zahl der in

den Übersichten B I und B II nachgewiesenen Polizei¬

reservisten mit der in der Übersicht A angegebenen

Zahl der einberufenen Reservisten übereinstimmen muß.

In der Übersicht B II (außerhalb des BdO.-Bereichs)

nachgewiesene Männer dürfen nicht außerdem noch in

der Übersicht B I (Heimatgebiet, d. h. BdO.-Bereich

ohne Elsaß) erscheinen.

Die Übersicht B I ist zum Nachweis der im BdO.-

Bereich V ohne Elsaß verwendeten Pol.-Reservisten

bestimmt.

Die im Elsaß verwendeten Pol.-Reservisten sind

unter lfd. Nr. 3 der Übersicht B II (außerhalb des BdO -

Bereichs) nachzuweisen.

Die in den Spalten B I 12, 13 und 15 sowie der

Spalte B II 18 eingetragenen Zahlen waren zum Teil

nicht — wie angeordnet — .erläutert. Dabei ist zu be¬

achten, daß die außerhalb des Standortes aber inner¬

halb des BdO. - Bereichs ohne Elsaß abgeord¬

neten Männer in Spalte B I 12 bzw. 13 nachgewiesen

werden, die außerhalb des BdO. Bereichs

(ohne Elsaß) — z. B. nach Berlin, Elsaß, Belgien usw.

— in Spalte B II 18 und zwar unter der entsprechenden

lfd. Nr. Eintragungen in die Spalte B II 18 kommen

jedoch nur in Frage, wenn die Spalten B II 2—17 nicht

zutreffen oder die Verwendung der außerhalb des BdO.-

Bereichs ohne Elsaß abgeordneten Männer nicht be¬

kannt ist. Zum Beispiel wurden insgesamt 109 Männer

in Spalte B II 18 lfd. Nr. 3 gemeldet und als Erläuterung

angegeben: Zur Pol.-Verw. Straßburg bzw. Mülhausen

abgeordnet. Der RF^uChdDtPol. will jedoch wissen,
wo und w i e die Männer verwendet werden. Sie müssen

also fast ausschließlich in den entsprechenden Spalten

2—17 der Übersicht B II lfd. Nr. 3 nachgewiesen wer¬

den, und nur wenn diese Spalten nicht zutreffen mit

entsprechender Erläuterung in Spalte B II 18. Die
außerhalb des Standortes aber innerhalb des BdO.-Be¬

reichs (ohne Elsaß) abgeordneten Männer können nur

in Spalte B I 12 oder B I 13 nachgewiesen werden. Bei

der Erläuterung zu dieser Spalte ist dann die Verwen¬

dung anzugeben; z. B.:

2 zur Pol.-Verw. Stuttgart, Rev. Einzeldienst,

1 zur Pol.-Verw. Friedrichshafen — Objektschutz,

2 zur Pol.-Verw. Karlsruhe, Kraftfahrdienst, usw.

Die Verwendung der Polizeireservisten haben die

Dienstorte den Erfassungsdienststellen laufend mitzu¬

teilen. Nötigenfalls müssen die Erfassungsdienststellen

bei den Dienststellen der abgeordneten Reservisten —
insbesondere bei den Dienststellen außerhalb Baden —

anfragen mit dem gleichzeitigen Ersuchen, in Zukunft

jede Veränderung in der Verwendung des Reservisten

der Erfassungsdienststelle mitzuteilen.

Die gemäß Ziffer 9 meines Erlasses vom 24. 10. 1942
Nr. 80 975 für den Osteinsatz mit der Gendarmerie be¬

reitgestellten Kräfte der Schutzpolizei der Gemeinden

sind ebenfalls in Spalte B I 15 nachzuweisen. Die mit

Erlaß vom 21. 11. 1942 Nr. 83 469 angeordnete Erläute¬

rung der Spalte B I 14 — Iststärke der Objektschutz-

kräfte — durch die Dienststellen mit Objektschutz¬
wachen entfällt in Zukunft. Der Zusatz für diese Dienst¬

stellen in dem angegebenen Erlaß ist zu streichen. Zum

Zwecke der Papierersparnis sind besondere Anschrei
ben zu den Nachweisen nicht erforderlich. Betreff, Be¬

zug und Anschrift sind auf die Übersicht A zu setzen,

darunter, oder auf die Rückseite, die erforderlichen

zahlenmäßigen Erläuterungen zu den Spalten B I 12,

13, 15 und B II 18. Die Nachweisung B II ist auf der

Rückseite der Nachweisung B I zu fertigen. Falls mög¬

lich, sind auf demselben Blatt auch noch Nachweisung

A, Anschrift und Erläuterungen zu fertigen. Dienst¬

stellen, die in den Nachweisungen B I oder B II nur

einzelne Spalten auszufüllen haben, brauchen nicht den

ganzen Vordruck zu fertigen. Es genügt z. B. der
Bericht:

Innerhalb des BdO.-Bereichs werden verwendet:

18 Pol.-Reservisten im Gend.-Einzeldienst (Spalte

B I 4)

Außerhalb des BdO.-Bereichs werden verwendet:

3 Reservisten in den eingegliederten Ostgebieten

im Gend.-Einzeldienst (Spalte B II 7),

2 Reservisten im Elsaß im Objektschutz (Spalte

B II 18) usw.

Ich erwarte, daß die Stärkemeldungen über die Poli¬

zeireserve in Zukunft sorgfältig und den gegebenen

Richtlinien entsprechend aufgestellt werden.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬toren im Wehrkreis V.
— BaVBl. S. 15.

Verwendung von Schankgefäßen mit nicht zulässigen

Inhalten.

RdErl. d. Md!. v. 4. 1. 1943 Nr. 422, Norm. XVII.

Der Herr Reichswirtschaftsminister hat mit Rück

sieht auf die bestehenden außergewöhnlichen Verhält¬

nisse gegen die Verwendung von Weingläsern zu

V» Liter bis auf weiteres keine Einwendungen erhoben.

Mein Runderlaß vom 8. 6. 1942 (BaVBl. 1942 S. 405)

wird insoweit abgeändert.

An alle Polizeibehörden. — Nachrichtlichdurch
Abdruck an die Wirtschaftskammer Baden, Abt. Frem¬
denverkehr — Unterabteilung Gaststätten- u. Beherber-
gungsbetriebe — in Karlsruhe (Karlstr. 6).

— BaVBl. S. 16.
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Bewachungsgewerbe.

RdErl. d. RWiM. v. 31. 10.1942 — III G 4 b/26 379 42 —.

In der letzten Zeit sind in immer größer werdendem

Umfange Bewachungsunternehmen zur Bewachung
von

a) Objekten im Auftrage einer öffentlichen Dienst¬

stelle (Wehrmacht, RAD, OT., Reichsbahn u. ä.)

b) Kriegsgefangenen, Strafgefangenen und ausländ!
sehen Arbeitern

herangezogen worden. Der Umfang dieses Bewachungs¬

dienstes bringt es zwangsläufig mit sich, daß die Be¬

wachungsunternehmen außerhalb des Geltungsbereichs

der ihnen auf Grund des § 34 a GewO. erteilten Erlaub¬

nis tätig werden. I lierzu ist an sich eine neue Erlaubnis
erforderlich, da nach der herrschenden Verwaltungs¬

praxis die nach § 34a a. a. O. erteilte Erlaubnis grund¬

sätzlich nicht über den Bezirk der Behörde hinaus gilt,

die sie erteilt hat. Da diese Fälle häufig geworden sind
und insbesondere bei weiterem Arbeitseinsatz der

Kriegsgefangenen sich mehren werden, wird eine nicht
unerhebliche Verwaltungsarbeit sowohl bei den Eehördtn

wie bei den beteiligten Unternehmen entstehen. Um dies

zu vermeiden, wird es genügen, wenn bestehende Er¬

laubnisse, soweit dies im Hinblick auf das Aufgaben¬

gebiet des betreffenden Bewachungsunternehmens not¬

wendig ist, etwa folgenden Zusatz erhalten:

„Inhaber dieser Erlaubnis ist berechtigt, die Be¬

wachung von

a) Objekten im Auftrage einer öffentlichen Dienst¬

stelle (Wehrmacht, RAD, OT, Reichsbahn u. ä.),

b) Kriegsgefangenen, Strafgefangenen und auslän¬
dischen Arbeitern

innerhalb des Reichsgebiets zu übernehmen."

Damit wird der Zwang, jeweils eine zusätzliche Er¬

laubnis zu beantragen, fortfallen und auch eine Ver¬

zögerung in der Erledigung der Bewachungsaufträge
vermieden.

Im Einvernehmen mit dem Reichsführer und Chef

der Deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern

ersuche ich, künftig in diesem Sinne zu verfahren und

auf Antrag bestehende Erhaubnisse nach § 34 a GewO.

entsprechend zu ergänzen. Die Antragsteller sind ver¬

pflichtet, dem Antrag eine Äußerung der Fachgruppe

Bewachungsgewerbe, Berlin NW 7, Neustädtische

Kirchstraße 3, beizufügen.

Wird ein solcher Antrag von einem Bewachungs¬

unternehmen gestellt, bestehen auch keine Bedenken da¬

gegen, wenn im Einzelfalle die Bewachung in dem er¬

weiterten Umfange bis zur entsprechenden Ergänzung

der bestehenden Erlaubnis stillschweigend geduldet
wird.

RWMB1. 1942 S. 642.

RdErl. d. Midi. v. 4. 1. 11)43 Nr. 423 Norm. X>II», VII.

Ali die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬
toren.

BaVBl. S. 17.

Verwendung nachleuchtender Farben im Straßen¬
verkehr.

RdErl. d. RF^uChdDtPol. im RMdl. v. 9. 12. 1942

— O-VuR Verk 68 Nr. 216/42.

(1) Im Interesse der allgemeinen Verkehrssicherheit j
isl die Kenntlichmachung von Verkehrshindernissen I

auf öffentlichen Straßen bei Dunkelheit notwendig (vgl.

§ 41 Abs. 1 StVO. 1)) in Verbindung mit den Ersten Aus!

Best, zum § 29 der Achten Durchf.-VO. zum Luftschutz-

ges. — Verdunklungs-VO. — v. 22. 10. 1940, RMB1.

S. 286). Dies gilt in erhöhtem Maße bei Verdunklung.

Die Durchführung derartiger 'Sicherungsmaßnahmen

stößt z. Z. aus kriegsbedingten Gründen auf nicht un¬

erhebliche Schwierigkeiten, zu deren Überwindung ein¬

mal der Verzicht auf die notwendige Beleuchtung, zum
anderen ein Ersatz des Lichtes durch nachleuchtende

Farben (Leuchtstoffe) vorgeschlagen worden ist.

(2) In Anbetracht der Auswirkungen der Verdunk¬

lung ist in erster Linie auf die Entfernung der Verkehrs
hindernisse von den öffentlichen Straßen vor Eintritt

der Dunkelheit hinzuwirken. Wo dies aus zwingenden

Gründen nicht möglich ist, kann auf eine ausreichende

Kenntlichmachung trotz der Einschränkung des zivilen

Kraftfahrzeugverkehrs auch bei Dunkelheit nicht ver¬
zichtet werden.

(3) Nach den angestellten praktischen Versuchen

sowie auf Grund der vorliegenden Erfahrungen haben

sich gewisse nachleuchtende Farben, wie z. B. „Leucht¬

blau", als ein geeignetes Mittel zur Kenntlichmachung

von verkehrsbehindernden Gegenständen im Straßen¬

verkehr bei Verdunklung erwiesen. Die Überprüfungen

haben jedoch ergeben, daß Leuchtfarbenanstriche

nicht ausreichen, um eine vorgeschriebene Beleuch¬

tung von Gegenständen auf d e r F a h r b a h n zu er¬

setzen. Andererseits haben die Versuche gezeigt, daß
die Leuchtfarbenanstriche an verkehrsbehindernden

Gegenständen auf den Gehwegen den verkehrspoli¬

zeilichen Anforderungen für die Sicherheit der Fuß¬

gänger genügen. Auf Grund des § 46 Abs. 2 StVO wird

daher hiermit die Verwendung geeigneter nachleuch¬

tender Farben anstelle von „Licht" zur Kenntlich

machung von Hindernissen auf den Gehwegen bis

auf weiteres zugelassen. Als geeignet sind nur die¬

jenigen Leuchtfarben anzusehen, die nach Eintritt der

Dunkelheit aus einer Entfernung von 1 Meter min¬

destens 12 Stunden genügend wirksam sind. Hiernach

kommt die Verwendung von Leuchtfarben als Ersatz

für Licht beispielsweise zur Verbesserung der Erkenn¬

barkeit von Häuserecken, Bäumen, Laternenmasten,

Sperrgeräten, Haltestellenschildern öffentlicher Ver¬

kehrsmittel, Verkaufsständen usw. in Frage.

(4) Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser

Erleichterung ist die ordnungsmäßige Verwendung

der Leuchtfarben, und zwar sowohl hinsichtlich des

Ortes als auch der Art ihrer Anbringung. Hierfür sind

die von den Herstellerfirmen gegebenen Empfehlungen,

insbesondere auch für die Erneuerung, zu beachten.

(5) Allgemein sind die Leuchtfarbenanstriche strei¬

fenförmig auszuführen und auf senkrechte Flächen zu be¬

schränken. Die Flächengröße des Leuchtfarbenanstrichs

ist dem Grad der durch das Hindernis hervorgerufenen

Verkehrsgefährdung anzupassen und auf den unbe¬

dingt notwendigen Umfang zu begrenzen Im übrigen

hat sich zur Gewährleistung der rechtzeitigen und

ständigen Erkennbarkeit von Verkehrshindernissen

innerhalb der Gehwege in der Regel eine Flächengröße

des Leuchtfarbenanstriches von mindestens Vi qm, und

zwar in beiden Richtungen der Gehwege, als notwen¬

dig erwiesen; sie darf jedoch aus Luftschutzgründen

nicht wesentlich überschritten werden. Längere An¬

strichbänder sind so auszuführen, daß etwa 50 cm
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lange Streifen mit gleich großen Zwischenräumen ab¬
wechseln.

(6) Neben den Leuchtfarben behalten die .sogen.

Hinweisfarben ihre Bedeutung (vgl. meinen RdErl v.

18. 11. 1940, MBliV. S. 2135 2).

(7) Ich ersuche die Pol.-Behörden, auch in Anbe¬

tracht der kriegsbedingten Verhältnisse der Erhaltung

der allgemeinen Verkehrssicherheit durch eine ord¬

nungsmäßige Kenntlichmachung von Verkehrshinder¬

nissen aller Art nach wie vor die gebotene Aufmerk¬

samkeit zu widmen und vorübergehenden örtlichen

Schwierigkeiten bei der Verwendung von Lampen im

Wege des pflichtmäßigen polizeilichen Ermessens Rech¬

nung zu tragen.

(8) Dieser RdErl. ergeht im Einvernehmen mit dem
RMdLuObdL.

- MBliV. S. 2316.

RdErl. d. Mdl. v. 4. 1. 1943 Nr. 05 213.

An alle Polizeibehörden
— BaVBl. S. 17.

') Vgl. RGBl. 1937 I S. 1179.
°) Vgl. BaVBl. 1940 S. 1327.

Einrichtung, Behörden, Beamte.

Anstellung, Gebührn'sse. Versorgung, Dienstvorschriften.

Personalange'.egenheiten der Offiziere und Offizier-

Anwärter.

RdErl. d. Mdl. v. 31. 12. 1942 Nr. 93736.

Ich weise darauf hin, daß sämtliche Personalange¬

legenheiten der aktiven Offiziere, Reserve-Offiziere und

Offizier-Anwärter nur über mich dem Reichsführer ii

und Chef der Deutschen Polizei im Reichsministerium

des Innern vorzulegen sind.

An alle Polizeibehörden.
— BaVBl. S. 19.

Feuerschutz und Feuerpolizei. Luftschutz

Gutachten über die Verursachung von Schäden

durch Bombenwirkung.

RdErl. d. RF^uChdDtPol. im RMdl. u. d. RLMuObdL.

v. 2. 12. 1942 O-Kdo. I RV/L (L 1 a) 11 Nr. 236/42 u. Az

2 c 10 Nr. 12 776/42 (L In 13/2 II D b).

Kriegssachschäden-Feststellungsbehörden sind in
letzter Zeit verschiedentlich an die Reichsanstalt der

Luftwaffe für Luftschutz herangetreten mit dem Antrag

auf gutachtliche Äußerung, ob ein entstandener Schaden

auf Fliegerbombenwirkung zurückzuführen ist. Eine

zentrale Bearbeitung aller derartiger Anfragen durch

die Reichsanstalt ist jedoch nicht möglich, zumal hierzu

im allgemeinen Ermittlungen an Ort und Stelle notwen

dig sind. Derartige Gutachten sind daher grundsätzlich

von den Luftgaukommandos unter Mitwirkung der auf
dem Gebiete der Bombenschäden besonders erfahrenen

Sprengkommandos zu erstatten.

Der Herr Reichsminister des Innern ist im übrigen

gebeten worden, darauf hinzuwirken, daß die Stellung¬

nahme der Luftgaukommandos nur in solchen Fällen

eingeholt wird, in denen auf andere Weise, insbesondere

auch durch Beteiligung der Polizeidienststellen, eine

Klärung nicht herbeigeführt werden kann.
— RdErl. d. Mdl. v. 28. 12. 1942 Nr. 93 848.

An alle Polizeibehörden zur Beachtung.
BaVBl. S. 19

Deckungsgräben für Zwecke des Luftschutzes.

a) RdErl. d. RLMuObdL. v. 8. 12. 1939
— Az. 41 L 42. 24 L. In. 13/5 c 16 297/39.

Soweit sich der Bau von Deckungsgräben als unbe¬

dingt notwendig erweist, ist hierbei folgendes zu be¬
achten :

1. Deckungsgräben müssen zu jeder Jahreszeit und

bei jeder Wetterlage benutzbar sein.

2. Deckungsgräben müssen für die aufzunehmenden

Insassen möglichst schnell erreichbar sein. Sie dür¬
fen in bebauten Gebieten nur außerhalb des Trüm¬

merschattens von Gebäuden angelegt werden. Der
Bereich des Trümmerschattens einstürzender Ge¬

bäude wird begrenzt durch eine Linie, die parallel

zur Hausfront in einem Abstand annähernd gleich

der Gebäudehöhe verläuft.

3. Deckungsgräben sind in gebrochener Linienfüh¬

rung z. B. in stumpfwinkliger Zickzackform anzu¬

ordnen. Benachbarte Deckungsgräben müssen uri-,
tereinander einen Abstand von mindestens 30 m

haben.

4. Bei der Anlage von Deckungsgräben ist auf den

Verkehr Rücksicht zu nehmen. Genügend breite

Verkehrsbahnen sind freizulassen, um den Verkehr

und den Einsatz der Fahrzeuge des Sicherheits¬
und Hilfsdienstes usw. nicht zu behindern.

5. Deckungsgräben sind zum Schutz insbesondere

gegen herabfallende Sprengstücke der Flakartillerie

und gegen Witterungseinflüsse wirksam abzu¬

decken. Gegen Einstürzen sind die Seitenwände

entsprechend der Bodenart in geeigneter Weise ab
zusfeifen.

6. Deckungsgräben sind durch eine einwandfrei arbei¬
tende Entwässerung (Anschluß an tiefer liegende

Gräben, Kanalisationen oder sonstige Vorfluter)

oder Sickerlöcher und dgl. gegen Vollaufen zu
schützen.

7. Die Zugänge der Deckungsgräben sind durch Hin¬

weisschilder, die bei Dunkelheit durch abgeschirmte

Lichtquellen beliebiger Art zu beleuchten sind,
kenntlich zu machen.

8. Bereits erbaute Deckungsgräben sind zu über¬

prüfen und, falls notwendig, entsprechend zu er¬

gänzen.

Falls genügend Arbeitskräfte nicht zur Verfügung

stehen, können bei der Anlage von Deckungsgräben In¬

standsetzungsdienst und andere geeignete Kräfte des

Sicherheit^ und Hilfsdienstes eingesetzt werden.

b) RdSchr. d. LG K VII v. 14. 12. 1942

Az.: 41 L 42. 25/1 a op 3 (LS) — 7 — Nr. 22 342/42.

Durch die angespannte Bau- und Treibstofflage und

den Mangel an Arbeitskräften wird in Zukunft dem Bau

von Deckungsgräben an Stelle von ÖLSR. erhöhte Be¬

deutung zukommen. Es besteht deshalb Veranlassung,

bis zur Bekanntgabe der durch die Reichsanstalt der
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Luftwaffe für Luftschutz in Kürze in Aussicht gestellten

Richtlinien und schematischen Zeichnungen, die nach

Eingang sofort iibersandt werden, noch einmal auf o.
Erlaß hinzuweisen. Weiterhin ist folgendes zu de-

achten:

1. Die Deckungsgräben sollen dem Schutzsuchenden

möglichst dieselbe Sicherheit bieten wie behelfsmäßig

ausgebaute ÖLSR.

2. Die Gräben sind so tief wie möglich anzulegen.

Eine höhere Lage, wie sie der Massenausgleich zwischen

Aushub und Auffüllung ergibt, soll nur dann gewählt

werden, wenn es die Grundwasser- und Vorflutverhält-
nisse nicht anders erlauben.

3. Als Schutz gegen Druck- und Sogwirkung sind

die Gräben so flach wie möglich anzulegen. Soweit es

die Gegebenheiten zulassen, ist die Pöschunfsneigung

keinesfalls steiler als 1 : 2% (etwa 25°) zu wählen. Die

Böschungskanten sind auszurunden.

4. Die Oderdeckung hat an der Außenkante des Trag¬

gebildes mindestens 40 cm zu betragen.

5. Bei der Bemessung der Tragglieder ist dem vor¬

handenen Ruhedruck der Überdeckung und dem seit¬

lichen Erddruck Rechnung zu tragen. Für Belastung

durch Menschengedränge ist eine geringe Nutzlast an¬

zunehmen. Bei Normenausführungen ist der ungüstig-

ste Erddruck der statischen Untersuchung zugrunde zu

legen. Werden für verschiedene Erddruckverhältnisse

verschiedene entsprechende Nonnenausführungen vor

gesehen, so können die jeweils entsprechenden stati

sehen Werte der Berechnung zugrunde gelegt werden.

6. Auf gute Eckaussteifungen der Bauweise ist be¬

sonderer Wert zu legen.

7. Die auftretenden Beanspruchungen dürfen die in

den Richtlinien für Behelfsbauweise, Erlaß des Herrn

Reichsmarschalls Göring v. 20. Juni 1941, vorgesehenen

zulässigen Spannungen nicht überschreiten. Dadurch

ist ein gewisser Sicherheitsgrad gewährleistet, der es

ermöglicht, noch zusätzliche Beanspruchungen bis zum
Bruch aufzunehmen.

— RdErl. d. Mdl. v. 28. 12. 1942 Nr. 94 727.

An alle Polizeibehörden im Wehrkreis V zur Kenntnis.
— BaVBl. S. 20

Siebente Änderungs-VO. zum Luftschutzrecht

v. 15. 10. 1942.

RdErl. d. RMdL v. 3. 12. 1942

Pol O-Kdo I RV/L (L 1 c) 2 a Nr. 143 11/42.

Auf die im RGBl. I Nr. 110 v. 27. 10. 1912 veröffent¬

lichte Siebente Änderungs-VO. zum Luftschutzrecht v.
15. 10. 1942 weise ich besonders hin.

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden,
Gemeindeverbände, sonst. Körperschaften des öllentl.
Rechts. — MBliV. S. 2256.

— BaVBl. S. 22.

Wehrangelegenheiten. Kriegssdiäden. Familienunterhalt.
Reisebeihi'.fen fiir Angehörige schwerverwundeter oder

-erkrankter Notdienstpflichtiger in den Heimatschutz¬

organisationen.

RdErl. d. RMd!. v. 3. 12. 1942 — 1 Ra 3727/42-268 C.

Auf Grund des § 7 Abs. 1 der Notdienst-VO. v. 15. 10.

1933 (RGBl. I S. 1441) bestimme ich im Einvernehmen

mit dem REM. folgendes:

1. (1) Den nächsten Angehörigen (Eltern, Pfege-

eltern, Ehefrauen, Kindern, Geschwistern oder Verlob¬

ten) eines schwerverwundeten oder schwererkrankten

Notdienstpflichtigen kann auf Antrag vom Dienstlei¬

stungsempfänger eine Reisebeihilfe gewährt werden,

wenn sie wegen des ernsten Zustandes des Notdienst¬

pflichtigen vom Krankenhaus (Lazarett) auf Veranlas¬

sung des für die Heimatschutzorganisation zuständigen

oder des behandelnden Arztes zum Besuche aufgefor¬
dert worden sind und sie die Kosten der Reise nichi

aus eigenen Mitteln bestreiten können. Die Beihilfe kann

in der Regel höchstens für 2 der nächsten Angehörigen
gewährt werden. Der Aufenthalt am Ort der Kranken¬

haus-(Lazarett-) Behandlung soll in der Regel 2 Tage

nicht überschreiten; jedoch kann in besonders gelager¬

ten Fällen nach Anhörung des zuständigen Arztes auch

ein längerer Aufenthalt als notwendig und damit als

beihilfefähig anerkannt werden.

(2) Als beihilfefähige Kosten kommen in Betracht:

a) die Fahrkosten 3. Klasse zuzüglich etwaiger Schnell

und Eilzug-Zuschläge,

b) für Zehrung und Unterkunft auf der Reise und wäh¬

rend der von dem zuständigen Arzt als notwendig
anerkannten Dauer des Aufenthalts am Ort der

Krankenhaus- (Lazarett-) Behandlung ein Pausch¬

betrag biszurHälfte der einem Notdienstpflich¬
tigen nach der Reisekostenstufe V bei Dienstreisen

von gleicher Dauer und Entfernung zustehenden

Tage- und Übernachtungsgelder.

(3) In besonders gelagerten Fällen können auch die

vollen als notwendig anerkannten Kosten des Besuchs

bei Bemessung der Beihilfe berücksichtigt werden. Die

Kosten für Zehrung und Unterkunft werden je¬

doch über die vollen Sätze des Tage- und ü'bernach-

tiingsgeldes der Reisekostenstufe V hinaus nicht berück¬

sichtigt.

(4) Unter den entsprechend geltenden Voraussetzun¬

gen der Abs. 1 bis 3 kann eine gleiche Beihilfe auch bei

Teilnahme von nächsten Angehörigen an der außerhalb

des Heimatortes stattfindenden Beerdigung eines ver

storbenen Notdienstpflichtigen gewährt werden.

(5) Voraussetzung für die Bewilligung von Beihilfen

zu Reisen nach Gebieten außerhalb der Reichsgrenze

und in das Generalgouvernement ist, daß die Reise in

das betreffende Gebiet nach den geltenden Paß- usw.

Bestimmungen zulässig ist. Bei der Auszahlung der

Beihilfe hat der Besucher das Benachrichtigungsschrei¬

ben vorzulegen. Befindet sich auf diesem ein Vermerk,
daß der Besucher von der NSV. oder von der FU.-Stelle

einen Vorschuß für die Reise erhalten hat, so ist dieser
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von der Beihilfe einzubehalten und unmittelbar der

Stelle, die den Vorschuß gezahlt hat, zu überweisen.

(6) Auf die Reisebeihilfe besteht kein Rechtsanspruch.

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 12. 1942 in Kraft.

An die Reichsstatthalter in den Reichsgauen (Landes¬
regierungen), die staatl. Pol.-Verwalter, die Landräte, die.
Gemeinden. — MBliV. S. 2267.

BaVBl. S. 21.

Bauliche Sofortmaßnahmen bei Bomben- und Brand¬

schäden; 5. Ausf.-Best. des GBBau v. 2. 11. 1942 zur

18. Anordnung.

RdErl. d. RMdl. v. 3. 12. 1942 — I Ra 13210/42-241 k.

1. Im Anschluß an die RdErl. v. 12. 12. 1941 (MBliV.

S. 2217) 1), 21 8. und 22. 10. 1942 (MBliV. S. 1711 ,2055)-)

bringe ich nachstehende 5. Ausf.-Best. zur 18. Anord¬

nung des GBBau v. 2. 11. 1942 (Anl.) zur Kenntnis.

2. Zur Vermeidung von Zweifeln weise ich darauf hin,

daß die in Ziff. 1 und 4 der 5. Ausf.-Best. den Leitern der

Sofortmaßnahmen erteilte Ermächtigung, die Durchfüh¬

rung bestimmter Baumaßnahmen anzuordnen und die

Verwendung des zusätzlich gewonnenen Wohnraumes

zur Unterbringung Bombengeschädigter sicherzustel¬

len, sich ebenso wie ihre sonstigen Befugnisse nach der

18. Anordnung des GBBau lediglich auf die bauwirt¬

schaftlichen Fragen beziehen, die sich im Zusammen

hang mit der Beseitigung von Bomben- und Brand¬

schäden ergeben (vgl. auch Ziff. 5 Abs. 5 und Ziff. 14
der 1. Ausf.-Best. des GBBau v. 26. 11. 1941, MBliV.

S. 2217).

An die nachgeordneten Behörden sowie die Gemeinden
und Genieindeverbände. MBliV. S. 2268.

— BaVBl. S. 23.

-) Vgl. BaVBl. 1942 S. 63.
2) Vgl. BaVBl. 1942 S. 813 und 976.

Anlage.
Berlin, den 2. 11. 1942.

Der Beauftragte für den Vierjahresplan
Der Generalbevollmächtigte

für die Regelung der Bauwirtschaft
Reichsminister Speer

GB.-Tgb. 5491/42 VIII.

5. Ausf.-Best.

zur 18. Anordnung des GBBau.
Sofortmaßnahmen bei Bomben- und Brandschäden.

(1) In Ausführung und Ergänzung meiner 18. Anord¬
nung in der Fass. v. 16. 1. 1941') sowie in Abänderung

meiner 1. und 4. Ausf.-Best. zur 18. Anordnung v. 26. 11.
1Q41-) bzw. 28. 9. 1942") bestimme ich zum Zwecke der er¬
leichterten Schaffung zusätzlicher Unter¬
bringungsmöglichkeiten folgendes:

1. In den durch feindliche Luftangriffe betroffenen Ge¬
bieten sind die Leiter der Sofortmaßnahmen ermächtigt, die
Durchführung nachstehender Bauarbeiten als Sofortmaß-
nähme im Sinne der 18. Anordnung anzuordnen:

a) Teilung großer Wohnungen;
b) Umbau- bzw. Instandsetzungsarbeiten an ehemaligen

Wohngebäuden zur Rückführung zweckentfremdeten
Wohnraums;

c) Umbau sonstiger vorhandener Räume zu Wohnungen;
d) Ausbau von flachen Dachgeschossen;
e) Fertigstellung stillgelegter Wohinmgsneubauten.

2. Voraussetzung für die Anordnung von Sofortmaß¬
nahmen gemäß Ziff. 1 ist, daß der Umfang der hiernach
insgesamt durchzuführenden Bauarbeiten durch meinen Gau-
beauftragten vorher eindeutig festgelegt worden ist und die
zur Gewinnung einer zusätzlichen Wohnungseinheit aufzu¬
wendende Bausumme den Betrag von 1000 .91 Ji bzw. in
den unter 1 d bis e genannten Fällen von höchstens 1500 ■ >
nicht übersteigt.

3. Der Gesamtunifang der nach Ziff. ! durchzuführenden
Bauarbeiten soll sich unter Berücksichtigung der übrigen
Maßnahmen zur Schaffung von Zusatzwohnraum in unge¬
fährer Übereinstimmung mit der Anzahl der durch Total¬
schäden oder schwere Beschädigung ganz oder auf längere
Zeit ausgefallenen Wohnungen halteil. Die vorsorg¬
liche Schaffung zusätzlichen Wohnraums als.Sofortmaß-
nähme gemäß obigen Ziff. 1 und 2 kommt nur in ganz be¬
sonders gelagerten Fällen in Betracht und bedarf meiner
ausdrücklichen, schriftlich zu erteilenden Genehmigung, die
mit eingehender Begründung von dem Leiter der Sofort¬
maßnahmen über den zuständigen Gaubeauftragten bei mir
zu beantragen ist.

4. Die ausschließliche Verwendung des auf Grund der
Ziff. 1 bis 3 gewonnenen zusätzlichen Wohnraums zur Unter
bringung Bombengeschädigter ist seitens der Leiter der
Sofortmaßnahmen sicherzustellen.

5. Die zur Durchführung der Bauarbeiten erforderlichen
kontingentierten Baustoffe werden aus dem „Sonderkon¬
tingent für Bombenschäden'' nach Maßgabe der 4. Ausf.-
Best. zur 18. Anordnung v. 28. 9. 1942 bereitgestellt.

6. Alle Bauvorhaben der unter Ziff. 1 genannten Arl,
bei denen die Bestimmungen der Ziff. 2 bis 4 nicht erfüllt
sind, bedürfen einer Ausnahmegenehmigung vom Neitbau-
verbot gemäß meiner 9. Anordnung v. 16. 2. 1940').

(2) Ferner ordne ich an:

') Vgl. MBliV. 1941 S. 230.
2) Vgl. MBliV. 1941 S. 2217.
) Vgl. MBliV. 1942 S. 2055.

4) Vgl. RAnz. 1940 Nr. 44.

Volksgesundheit.
Allgemeines.

Ladenschluß der Apotheken.

RdErl. d. MdL v. 29. 12. 1942 Nr. 95 298.

Ziffer 3 der Anordnung über den Ladenschluß der

Apotheken vom 12. September 1941') wird durch

folgende Bestimmung ersetzt:

„In Orten mit mindestens 2 Apotheken wird ge¬

stattet, den Betrieb morgens erst um 9 Uhr zu öffnen.

Ferner wird eine Mittagspause von 2 Stunden gestattet;

die Uhrzeit wird der örtlichen Regelung durch den zu

ständigen Landrat (Polizeipräsident, Polizeidirektor)
überlassen. Während der in den vorstehenden Sätzen

bezeichneten Schließungszeiten sind jedoch die den

Nachtdienst verrichtenden Apotheken als Bereitschafts¬

apotheken offen zu halten. Durch entsprechenden Aus

hang der Apotheken ist, ebenso wie beim Nachtdienst.

') Vgl. BaVBl. S. 847.
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auf die Dienstbereitschaft der in Betracht kommenden

Apotheke hinzuweisen.

Am Mittwoch-Nachmittag darf der Betrieb von

13 Uhr an geschlossen werden mit Ausnahme der Apo¬

theken, die von Mittwoch auf Donnerstag Nachtdienst

haben.

Ausnahmen von vorstehender Regelung bedürfen

meiner vorherigen Zustimmung."

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidireldoren.

die Staatl. Gesundheitsämter und Pharmazieräte.

BaVBl. S. 23.

Seuchenbekämpfung.

Diphtherie-Schutzimpfung.

RdErl. d. Mdl. v. 4. 1. 1943 Nr. 421

— Allg. Akten L. I., A. III.

Ich mache darauf aufmerksam, daß auch außerhalb

der Impftermine vorgenommene Diphtherie-Schutz¬

impfungen kostenlos sind. Eine Gebühr darf weder zu¬

gunsten der Staatskasse, noch zugunsten eines Arztes

des Gesundheitsamts erhoben werden.

An die Gesundheitsämter.
BaVBl. S. 26.

Wohlfahrtspflege und Jugendwohlfahrt.
Beschäftigung weiblicher Jugendlicher im Gaststätten¬

gewerbe.

RdErl. d. Mdl. — LWuJA. — v. 30. 12. 1942

Nr. 42 894 J.

Auf den RdErl. d. Mdl. v. 16. 11. 1942 (BaVBl.

S. 1001) über die Beschäftigung von weiblichen Gefol»-

Schaftsmitgliedern im Gaststättengewerbe unter beson¬

derer Berücksichtigung des Abschlusses von Lehrver¬

trägen, insbesondere auf Abs. 2 Satz 2, weise ich hin.

Bei ihrer Stellungnahme haben die Jugendämter aus¬

schließlich von dem Wohle der Jugendlichen auszu¬

gehen. Sollten sich im Einzelfall nach erfolgter Geneh

migung der Beschäftigung Unzuträglichkeiten ergeben,

so ist mit der Polizeibehörde, die die Ausnahmebewilli¬

gung erteilt hat, sofort in Verbindung zu treten.

An die Jugendämter.
— BaVBl. S. 25.

Pflegesätze in Pflegeanstalten.

RdErl. d. Mdl. — LWuJA. - r v. 4. 1. 1943 Nr. 291 J.

Abweichend von den in der „Vorläufigen Pflegesatz¬

ordnung für die badischen Pflegeanstalten und Alters¬

heime" vom 25. 4. 1936 (BaVBl. S. 343) festgesetzten

Pflegesätzen beträgt der Pflegesatz einschließlich drr

Kosten für Kleider, Wäsche, Arzt und Arzneimittel in

a) der Pflegeanstalt (Altersheim) des Armenfonds

Wespach in Salem (Kreis Überlingen)

b) dem Fürstl. Fiirstenbergischen Landesspital in

Hüfingen und

c) der Pflegeanstalt (Armen- und Krankenhaus) Blu¬

menfeld

ab 19. 11. 1942 täglich je Person 1.80 MJl.

An /die Land- und Stadtkreise. Wohlfahrtsämter und

Gemeinden.

— BaVBl. S. 26.

Personenstandsangelegenheiten.
Zählkarten für Sterbefälle.

RdErl. d. RMdl. v. 9. 12. 1942 — I d 429/42-5619e.

(1) Zur Vereinfachung der Führung der Geburts¬

ortkartei beim Gesundheitsamt erscheint es zweck¬

mäßig, auf der Rückseite der für das zuständige Gesund¬

heitsamt bestimmten Stücke der Sterbefallzählkarten zu

vermerken, wo der Verstorbene geboren ist (Geburts¬

ort und -kreis). Ich ersuche die Standesbeamten, dies

künftig zu tun, wenn nicht die Angabe des Geburts¬

orts aus den bei der Anmeldung des Sterbefalles ein¬

gereichten Leichenschau- oder Totenscheinen entnom

men werden kann.

(2) Die Standesbeamten erhalten auch durch die

Zeitschrift für Standesamtswesen Kenntnis von diesem

RdErl.

An die Standesbeamten und ihre Aufsichtsbehörden.

MBliV. S. 2317

— BaVBl. S. 25.

SoEial Versicherung.
1. Invalidenversicherung, hier Eintragung der Verdienst-

bescheinigung in der Quittungskarte.

Bek. d. Leiters d. Landesversicherungsanstalt Baden

v. 28. 12. 1942 — IV 216 Gen.

Bis zum 28. 6. 1942 wurden die Beiträge zur Invali¬

denversicherung durch Einkleben von Beitragsmarken

entrichtet. Nachdem zufolge der 2. Lohnabzugsverord¬

nung für den größten Teil der Pflichtversicherten die

Beiträge ab 29. 6. 1942'durch die Krankenkassen ein¬

gezogen werden und dadurch die Markenklebung in

Wegfall kam, ist für diese Versicherten vom Arbeit¬

geber die Beschäftigungsdauer und der Arbeitsver¬

dienst — soweit er Entgelt i. S. der RVO. darstellt -
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einschließlich des Werts etwa gewährter Sachbezüge

(Kost und Wohnung) für die Zeit vom 29. 6. bis 31. 12.

1942 in einer Summe in der Quittungskarte zu beschei¬

nigen. Soweit neue Quittungskarten noch nicht in Ge¬

brauch sind, hat die Bescheinigung in einem in die

Quittungskarte einzuklebenden Einlagezettel nach be¬

sonderem Vordruck zu erfolgen. Letztere sind im Be¬

darfsfalle bei der Kartenausgabestelle erhältlich. Der

Wert der Sachbezüge ist für Mannheim mit Vororten

auf monatlich 48,— MJt für männliche und auf 42,—
MJi für weibliche Beschäftigte festgesetzt. Für die

Städte Baden-Baden, Bruchsal, Ettlingen, Freiburg, Hei¬

delberg, Karlsruhe, Kehl, Konstanz, Lörrach, Offen¬

burg, Pforzheim, Rastatt, Singen a. IL, Villingen und

Weinheim beträgt der Wert der Sachbezüge monatlich

42,— M.JL für männliche und 36,— .UM für weibliche

Versicherte, in allen übrigen Orten Badens 36,— M Jl

für männliche bzw. 30,— M,il für weibliche Personen

Bei nur teilweiser Gewährung von Sachbezügen kann

der entsprechende Wert bei der zuständigen Kranken¬

kasse, dem Landrat-Versicherungsamt-, der Gemeinde¬

behörde und den Kontrollämtern erfragt werden. Die

laufenden Quittungskarten alten Musters dürfen auch

über die bisher festgesetzte zweijährige Gültigkeitsdauer

hinaus benützt werden, cl. h. die Quitiungskarten sind

erst dann umzutauschen, wenn darin oder in dem Ein¬

lageblatt kein Platz mehr für diese Bescheinigung ist.

Die eisernen Sparbeträge sind von dem zu beschei¬

nigenden Entgelt nicht abzuziehen, hingegen sind

Krankheitszeiten, die länger als eine volle Kalender¬

woche dauern und in denen Entgelt nicht gezahlt wird,

auf der Quittungskarte einzutragen. Beträge, die nicht

als Entgelt i. S. des § 160 RVO. gelten (z. B. Zuschläge

für Mehrarbeit, für Sonntags-, Feiertags- und Nacht¬

arbeit, Auslösungen, Weggelder sowie alle anderen

Barzuwendungen, die bei der Berechnung der Sozial¬

versicherungsbeiträge ausscheiden) bleiben unberück¬

sichtigt.

Die Verdienstbescheinigung muß auch bei jeder Be¬

endigung des Beschäftigungsverhältnisses in die Quit¬

tungskarte eingetragen werden.

II. Führung der Listen für umgetauschte Quittungs¬

karten.

Bek. tl. Leiters d. Landesversicherungsanstalt Baden

v. 28. 12. 1942 - IV 216 Gen.

Nachdem zufolge der 2. Lohnabzugsverordnung die

Invalidenversicherungsbeiträge zusammen mit den

Krankenversicherungsbeiträgen und den Beiträgen zum

Reichsstock für Arbeitseinsatz durch die zuständigen

Krankenkassen eingezogen werden, für diese Ver¬

sicherten im allgemeinen eine Markenklebung also nicht

mehr stattfindet, brauchen deren Quittungskarten nicht

mehr in die nach Ziff. 37 der Bad. Anweisung für die

Quittungskarten-Ausgabe zu führende Liste eingetragen

zu werden. Ab 1. 1. 1943 sind somit nur noch die um¬

getauschten Quittungskarten einzutragen, welche Mah*

ken enthalten. Die bisherigen Vordrucke für die Karten¬

ausgabe-Listen können weiter verwendet werden.

Soweit die Quittungskarten nur Beitragsmarken ent¬

halten, können auch die bisherigen Aufrechnungsl

bescheinigungen behützt werden. Dagegen muß das

neue Muster (erhältlich bei der Landesversicherürigsjj

anstalt) verwendet werden, wenn eine Quittungskarte

neben den Marken auch die ab 29.6.1942 vorgeschriebene

Beschäftigungs- und Verdienstbescheinigung enthält.

An die Gemeindebehörden und Kartenausgabestellen.

- BaVBl. S. 25.

— Abschnitt 2. —

Veterinärangelegenheiten.
Maul- und Klauenseuche in Baden.

RdErl. d. MdL v. 5. 1. 1943 Nr. 761.

Seit der Veröffentlichung vom 29. 12. 1942 (BaVBl.

S. 1147) ist die Maul- und Klauenseuche in .Baden in

1 Gemeinde ausgebrochen:

Landkreis Bruchsal : Neuthard.

Die Seuche ist erloschen in:

Oberglottertal (Landkreis Freiburg).

Am 5. Januar 1943 waren in Baden folgende 3 Ge¬

meinden verseucht:

Landkreis Bruchsal: Neuthard,

Landkreis Emmendingen : Denzlingen,

Stadtkreis Mannheim : Sandhofen;

im Elsaß folgende 10 Gemeinden:

LandkreisGebweiler: Pfaffenheini,

Landkreis Kolmar: Winzenheim, Wettols-

heim,

Landkreis Rappoltsweiler: Gemar,

Rodern, Illhäusern, Ammerschweier,

Landkreis Schlettstadt: Lhannweiler.

. Meisengott,

Landkreis Straßburg : Eschau.

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoren-

die Regierungsveteriniirräte, das Tierhygienische Institut
und die Gemeinden.

— BaVBl. S. 27.
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